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Die Bundesregierung will mit Blick auf die 
Herausforderungen des Klimawandels 
mehr Verkehr auf die Schiene verlagern. 
Nur: Wo kein Zug fährt, bringt auch das 
günstigste Ticket nicht weit. Im Koaliti-

onsvertrag bekennt sich die Ampel klar zur Reak-
tivierung stillgelegter Bahnstrecken. Dass es damit 
nicht schneller vorangeht, liegt auch am Planungs- 
und Genehmigungsrecht für Schieneninfrastruk-
tur. Man wolle erheblich mehr in die Schiene als in 
die Straße investieren, heißt es im Koalitionsvertrag 
der Ampel-Parteien. Im Rahmen der Auflage eines 
Programms „Schnelle Kapazitätserweiterung“ sol-
len unter anderem auch Strecken reaktiviert und 
Stilllegungen vermieden werden. Die „Beschleu-
nigungskommission Schiene“ kam im Juni 2022 zu 
ihrer ersten Sitzung zusammen. Vorschläge wollen 
die Experten bis Jahresende vorlegen.

Unter rechtlichen Gesichtspunkten ist die Wie-
derinbetriebnahme von Streckenabschnit-
ten indessen nicht trivial. Zu klären ist 
zunächst die aktuelle Genehmigungs-

situation. Anschließend gilt es zu prüfen, inwie-
weit ein erneutes Planfeststellungs- oder Plange-
nehmigungsverfahren erforderlich ist und wie sich 
dieses zu einem etwaigen Bestandsschutz verhält 
sowie zu natur-, artenschutz- und umweltrechtli-
chen Regeln wie beispielsweise zum Lärmschutz. 
Betriebsanlagen einer Eisenbahn beziehungsweise 
einer Straßenbahn dürfen nur gebaut oder geändert 
werden, wenn ein entsprechender Planfeststel-
lungsbeschluss nach dem Allgemeinen Eisenbahn-
gesetz (AEG) oder dem Personenbeförderungsge-
setz (PBefG) besteht. Dass eine Strecke nach § 11 
AEG stillgelegt wurde, hat allerdings keinen Ein-
fluss auf die Gültigkeit der entsprechenden Wid-
mung oder Planfeststellung. Es entfällt durch die 
Stilllegung allein die Betriebspflicht des bisheri-
gen Streckenbetreibers.

Anders liegt der Fall bei der „Freistellung 
von Bahnbetriebszwecken“ nach § 23 AEG. 

Dadurch wird ein sogenanntes „Entwid-
mungsverfahren“ in Gang gesetzt, das dar-
über entscheidet, wann und unter welchen 
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Die Ampelkoalition hat angekündigt, stillgelegte Bahnstrecken reaktivieren zu wollen. 
Dafür kämpfen viele Kommunen. Doch unter rechtlichen Gesichtspunkten ist die 
Wiederinbetriebnahme von Streckenabschnitten nicht so einfach. Rechtsanwältin 
Verena Rösner erläutert die Voraussetzungen. 

ration. Es braucht Motivation und Anreize. Schuli-
sche Leistung und nicht Schulverweigerung muss 
sich lohnen. Scheitern ist erlaubt, Aufgeben nicht. 
Jeder junge Mensch in diesem Land hat wenigstens 
ein Talent und damit eine Chance, sein Leben zu 
meistern. Der schönen Prosa in Parteiprogrammen 
und Koalitionsverträgen a la „Wir wollen allen hier 
Lebenden Teilhabe und gleiche Lebenschancen 
bieten“ (Vertrag der rot-grün-roten Regierung in 
Berlin) muss pragmatischer Realismus folgen. Drit-
tens braucht es klare Ansagen, welche Folgen dem 
drohen, der sich nicht an die Regeln hält. Wer den 
Staat ablehnt und seine Personenkräfte bekämpft, 
braucht auch seine Geldleistungen nicht. Das gilt 
für rein deutsche Reichsbürger wie nicht rein deut-
sche Randalierer. 

Wie die Quadratur des Kreises aus Sicherheit und 
Inklusion gelingen kann, hat Bart Somers vor 
Jahren in der belgischen Stadt Mechelen gezeigt. 
Der liberale Politiker wurde 2017 zum „besten Bür-
germeister der Welt“ gewählt. Ein Jahr zuvor wur-

de Mechelen in die Top Ten „Europas Städte der 
Zukunft“ aufgenommen. Zu Recht: Somers hat in 
der belgischen Stadt mit 86.000 Einwohnern aus 
mehr als 130 Nationen geschafft, was den meis-
ten Städten mit sozialen Brennpunkten nur sel-
ten gelingt. Mit einem Mix aus „null Toleranz“ und 
unorthodoxen Integrationsideen hat er Mechelen 
zu einer der sichersten und saubersten Städte in 
Belgien gemacht. Seine Erfolgsformel beschreibt 
er in seinem neuen Buch: „Ohne Sicherheit kein 
bürgerschaftliches Engagement!“ Nirgendwo in 
Belgien findet die Integrationspolitik heute so viel 
Zustimmung wie in Mechelen. 

Der kategorische Imperativ „Integriert Euch!“ gilt 
für beide Seiten, die Minderheits- wie die Mehr-
heitsgesellschaft: „Handle nur nach derjenigen 
Maxime, durch die du zugleich wollen kannst, 
dass sie ein allgemeines Gesetz werde“, sagte einst 
Immanuel Kant. „Leitkultur, Ziele und Regeln“ 
lautet der kategorische Imperativ einer neuen Inte-
grationspolitik. 

 
Über echte 
Integration 
zu streiten 
traut sich  
keine  
Partei in 
Deutschland.“ 
Daniel Dettling,  
Zukunftsforscher
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Voraussetzungen die Planfeststellung nicht mehr 
wirkt. Durch die Freistellung erledigt sich der Plan-
feststellungsbeschluss, die Widmung der Strecke 
entfällt und die Fläche unterliegt wieder voll der 
gemeindlichen Bauleitplanung.

Was aber gilt, wenn ein Streckenabschnitt völ-
lig verfallen ist? Häufig hat sich der Schienenweg 
durch jahrzehntelanges Brachliegenlassen so rena-
turiert, dass das Gelände kaum noch funktions-
tüchtige Schienenwege erkennen lässt. Hier entfällt 
der Planfeststellungsbeschluss wegen Funktionslo-
sigkeit, wenn der Zustand der Bahnanlage die Ver-
wirklichung der bestehenden Planung auf unab-
sehbare Zeit ausschließt. Das kann eine dauerhafte 
anderweitige Nutzung des Geländes sein, nicht aber 
beispielsweise allein die Demontage der Gleise, ihre 
Überwucherung durch Vegetation oder die Unter-
brechung der Trasse durch eine Straße, wenn diese 
Umstände rückgängig gemacht werden können. Für 
Instandsetzungs- und Unterhaltungsmaßnahmen 
bedarf es nach der Rechtsprechung keines neu-
en Planfeststellungsbeschlusses, vielmehr dienen 
diese der Betriebsfähigkeit der Anlage. Selbst wenn 
die alten Gleise komplett abgetragen und erneuert 
werden müssen, kann eine solche Maßnahme ohne 
eine erneute Genehmigung zulässig sein.
Auch wenn eine Gemeinde Fakten geschaffen hat, 
indem sie einen Teil der viele Jahre nicht mehr 
genutzten Strecke mittels Bebauungsplan überplant 
hat und auf dieser Grundlage eine Bebauung erfolgt 
ist, hindert dies nicht die Reaktivierung der Bahn-
strecke. Eine eisenbahnrechtliche Widmung genießt 
gegenüber einem späteren Bebauungsplan Vorrang. 

Der Gemeinde bleibt lediglich ein Restplanungsrecht. 
Festsetzungen in einem Bebauungsplan sind danach 
möglich und wirksam, soweit sie die Bahnanlagen 
nicht einschränken oder ihr zuwiderlaufen. Eine 
Baugenehmigung, die im Widerspruch zur eisen-
bahnrechtlichen Widmung eine Bebauung im Bereich 
der Gleisanlagen zugelassen hat, ist rechtswidrig. Bei 
einem Konflikt mit der Wiederinbetriebnahme der 
Bahnstrecke kann die Baugenehmigung aufgeho-
ben werden; dem Betroffenen steht dann aber unter 
Umständen ein Entschädigungsanspruch zu.

Langjährige Betriebsunterbrechungen füh-
ren erfahrungsgemäß zu einer Überwucherung 
der Gleisanlagen mit Vegetation, was komple-
xe artenschutzrechtliche Konflikte in Bezug auf 
besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten 
mit sich bringt. Die Regelungen des Bundesna-
turschutzgesetzes sind auch bei bereits zuge-
lassenen Vorhaben anwendbar, wenn nach-
träglich artenschutzrechtliche Konflikte auftre-
ten. Höchstes Augenmerk gilt dabei besonders 
geschützten Fledermausarten in Tunnelanlagen. 
Kommen im Streckenbereich geschützte Tier- 
und Pflanzenarten vor, müssen diese in arten-
schutzrechtlicher Hinsicht zeitintensiv erfasst 
werden und es ist die Frage zu bewerten, ob 
das Tötungs- und Verletzungsrisiko signifikant 
erhöht wird und ob Schutzmaßnahmen das Risi-
ko unter die Signifikanzschwelle absenken kön-
nen. Bisher fehlen bundeseinheitliche Maßstäbe 
und Standardisierungen für die Risikobeurtei-
lung, was in der Praxis zu erheblichen Rechts-
unsicherheiten führt.

Werden stillgelegte Bahnstrecken wieder für den 
Betrieb ertüchtigt, führt dies vielfach zu Lärmkon-
flikten mit Anwohnern entlang der Strecke. Kern-
frage ist dabei, ob Anwohner weitergehenden Lärm-
schutz verlangen können. Grundsätzlich kann die 
Nachbarschaft selbst aus einer über einen langen 
Zeitraum hinweg geringen tatsächlichen Strecken-
auslastung keinen Vertrauenstatbestand ableiten, 
dass die Lärmbelastung hierauf zu deckeln wäre. 
Entscheidend ist, ob die Wiederinbetriebnahme die 
zulässigen Immissionsgrenzwerte einhält und die 
grundrechtlich geschützte Zumutbarkeitsschwelle 
nicht überschritten wird. 

Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des Gemein-
definanzierungsgesetzes von 2020 können die Länder 
auch die Reaktivierung  stillgelegter Bahnstrecken 
anteilig mit Bundeshilfen finanzieren. Dass auf das 
Geld noch nicht zurückgegriffen wurde, lag bisher 
an einer fehlenden Grundlage für die Kosten-Nut-
zen-Rechnung. Seit Juli 2022 liegt nun aber ein neues 
standardisiertes Bewertungsverfahren dafür vor. 

Fazit: Auch der Verkehrssektor muss seinen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten. Die dringend erforderliche 
Mobilitätswende mit einem Umstieg auf den ÖPNV 
wiederum gelingt mit einer Reaktivierung stillgeleg-
ter Strecken schneller als mit Neubau- oder Ausbau-
vorhaben, da hier in der Regel langwierige Planfest-
stellungs- oder Plangenehmigungsverfahren vermie-
den werden können. Lediglich ein Neubau oder eine 
wesentliche Änderung bedarf eines neuen Planfest-
stellungs- oder Plangenehmigungsverfahrens, ins-
besondere wenn der stillgelegte Schienenweg um ein 
oder mehrere durchgehende Gleise erweitert werden 
soll. In allen anderen Fällen bedürfen bauliche Maß-
nahmen bei der Reaktivierung stillgelegter Bahn-
strecken selbst dann keines neuen Planfeststellungs- 
oder Plangenehmigungsverfahrens, wenn zahlrei-
che öffentliche Belange wie Natur- und Artenschutz 
betroffen sind. Aber auch hier stellen sich Genehmi-
gungshürden. Insbesondere beim Artenschutz müs-
sen bundesweit einheitliche Standards zur Beurtei-
lung der Signifikanzschwelle geschaffen werden. 

Eine 
eisenbahn-
rechtliche 
Widmung  
hat gegenüber 
einem späteren 
Bebauungsplan 
Vorrang.“
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SONDERVERÖFFENTLICHUNG

SANIEREN STATT AUSTAUSCHEN SPART CO2

NEUE BÖDEN MIT WENIG AUFWAND
txn/Limburg. Elasti-
sche Bodenbeläge sind 
besonders haltbar und 
überstehen Jahrzehnte. 
Aber irgendwann ist ihre 
Zeit gekommen: Durch 
Kratzer und stumpfe 
Stellen sehen die Belä-
ge ungepflegt aus, im 
schlimmsten Fall entste-
hen Stolperfallen.

Meist wird über einen 
kompletten Aus-
tausch nachgedacht, 
was finanziell und 
zeitlich recht aufwen-
dig ist. Aber es geht 
auch anders: Mit einer 
Sanierung durch das 

Bona Resilient System. 
Zunächst wird kostenfrei 
geprüft, ob eine wirt-
schaftliche Sanierung 
möglich ist. Im Zuge der 
Arbeiten wird dann die 
alte Beschichtung ent-
fernt und neu aufgebaut. 
Am Ende sieht der Belag 
aus wie neu und ist auch 
ebenso belastbar.

Die Sanierung spart 
nicht nur viel Zeit und 
Geld, sondern trägt auch 
deutlich zum Klima-
schutz bei. Studien aus 
Schweden zeigen, dass 
mit dem Resilient Sys-
tem bei einer Sanierung 

nur 1,14 kg CO2 pro 
m² entstehen. Wird der 
Belag komplett ausge-
tauscht, ist mit 11,42 
kg zu rechnen – der 
zehnfachen Menge. In 
Zeiten großer Klimapro-
bleme sollte deswegen 
stets geprüft werden, ob 
die Sanierung elastischer 
Bodenbeläge eine Alter-
native ist.

KONTAKT

Bona Vertriebsgesellschaft mbH
Roland Pung
Jahnstraße 12
D-65549 Limburg/Lahn

 06431-4008-1999

 markteting.de@bona.com

 www.bona.com
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